
Die Vergabepraxis wird im Jahr 2010 deut-
liche Änderungen erfahren. Dafür sorgt 

die grundlegend überarbeitete VOB/A – 2009, 
die bereits am 15.10.2009 im Bundesanzeiger 
veröffentlicht worden ist. Für Vergaben unter-
halb der Schwellenwerte sind die Neurege-
lungen bereits von einigen Bundesländern in 
Kraft gesetzt worden. Für Vergaben oberhalb 
der Schwellenwerte bedarf es noch einer Anpas-
sung der Vergabeverordnung, mit deren parla-
mentarischen Verabschiedung im März 2010 
gerechnet wird. Damit wäre die Vergaberechts-
modernisierung vorläufig abgeschlossen, die 
mit der Reform des GWB im Mai 2009 begon-
nen hat. 

Wir wollen nachfolgend die wichtigsten 
Neuregelungen der VOB/A – 2009 vorstellen. 
Dem schließt sich ein Ausblick 
auf die Reformüberlegungen 
der Schwarz-Gelben-Regie-
rungskoalition an. 

Vereinfachte Struktur
Die neue VOB/A 2009 wurde 
erheblich verkürzt. Die Rege-
lungen finden sich nunmehr 
nur noch in 22 statt bisher 33 Paragrafen. Da-
rüber hinaus wurde die Zitierweise geändert. 
Statt beispielsweise „§ 2 Nr. 1 VOB/A“ heißt es 
nunmehr „§ 2 Abs. 1 Nr. 1 VOB/A“. 

beschränkte und freihändige  
Vergaben erleichtert
Bis zu folgenden Auftragswerten können be-
schränkte Ausschreibungen künftig ohne wei-
tere Begründung erfolgen: € 50.000,00 für 
Ausbaugewerke, € 150.000,00 für Tief-, Ver-
kehrswege- und Ingenieurbau und € 100.000,00 
für alle übrigen Gewerke (vgl. § 3 Abs. 3 VOB/
A 2009). Freihändige Vergaben sind gemäß § 3 
Abs. 5 Nr. 6 VOB/A 2009 künftig bis zu einem 
Auftragswert von € 10.000,00 ohne weitere Be-
gründung möglich. Diese Wertgrenzen sind 
durch die Regelungen zum Konjunkturpaket 2 

sogar bis zum 31.12.2010 erhöht worden. Da-
nach können beschränkte Ausschreibungen bis 
zum einem Auftragwert von 1 Mio. Euro und 
freihändige Vergaben bis zu einem Auftragswert 
von € 100.000,00 ohne weitere Begründung er-
folgen. 

Erleichterungen beim  
Eignungsnachweis
Eignungsnachweise können die Bieter künftig 
sowohl durch Eintragungen in das Präqualifika-
tionsverzeichnis als auch durch Einzelnach-
weise erbringen. Dabei kann der Auftraggeber 
vorsehen, dass für einzelne Angaben Eigener-
klärungen ausreichend sind. Erst wenn die An-
gebote in die engere Wahl kommen, sind derar-
tige Erklärungen durch entsprechende 

Bescheinigungen der zustän-
digen Stellen zu bestätigen (vgl. 
§ 6 Abs. 3 Nr. 1 und 2 VOB/A 
2009). Bei Vergaben oberhalb 
der Schwellenwerte wurde eben-
falls die Nachweispflicht ent-
schärft. Sieht der Bieter vor, dass 
die Leistungen im Wesentlichen 
durch Nachunternehmer er-

bracht werden, hat er entsprechende Verpflich-
tungserklärungen dieser Unternehmen erst vor-
zulegen, wenn sich sein Angebot in der engeren 
Wahl befindet (vgl. § 6 a Abs. 10 VOB/A). 

(Fortsetzung S. 2)

VOB/A-Reform: Die 
wichtigsten Neuregelungen 

Aktuell

Bekanntlich unterliegt das Vergabe-
recht einem steten Wandel. Mit der 
Einführung der neuen VOB/A (sowie 
der gleichfalls reformierten VOL/A 
und VOF) wird im ersten Quartal 
2010 ein vorläufiger Schlusspunkt 
gesetzt. Die wichtigsten Neurege-
lungen - die erstaunlich praxistaug-
lich sind - erfahren Sie im nebenste-
henden Beitrag. Aber auch die 
Rechtsprechung zum Vergaberecht 
steht nicht still. 

Wir kommentieren die neuesten Ent-
scheidungen des BGH zu Nach-
tragsansprüchen bei verzögerter 
Vergabe sowie eine Entscheidung 
zur Losvergabe (Stichwort: Mittel-
standsschutz) im reformierten § 97 
Abs. 3 GWB. 

Auch die weiteren Beiträge (z. B. 
Pflichten des Bauträgers) empfehlen 
wir Ihrer Beachtung. Wir berichten 
über den Stand unserer Umfrage 
zum Reformstau bei der VOB/B und 
dürfen weiter um Ihre Beteiligung 
bitten (Fragebogen anbei). Schließ-
lich weisen wir auf unser Seminar-
angebot im ersten Quartal 2010 hin, 
zu dem ein Anmeldungsformular 
beigefügt ist.
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Wegfall von Bedarfspositionen

Gemäß dem neuen § 7 Abs. 1 Nr. 4 sind Bedarf-
spositionen künftig nicht mehr in die Lei-
stungsbeschreibung aufzunehmen. Damit sol-
len Veränderungen in der Bieterreihenfolge 
verhindert werden, je nachdem ob die Preise für 
die Bedarfsposition vom Auftraggeber berück-
sichtigt werden oder nicht. Für Vergaben des 
Bundes gilt diese Vorgabe schon seit Überarbei-
tung des Vergabehandbuches im Sommer 
2008.

Wertung bei fehlendem Preis und 
fehlenden Nachweisen
Angebote, in denen Preisangaben fehlen, sind 
weiterhin grundsätzlich auszuschließen; ausge-
nommen sind künftig solche Angebote, bei de-
nen lediglich für eine einzelne unwesentliche 
Position die Angabe des Preises fehlt und durch 
die Außerachtlassung dieser Position der Wett-
bewerb und die Wertungsreihenfolge, auch bei 
Wertung dieser Position mit 
dem höchsten Wettbe-
werbspreis, nicht beeinträchtigt 
werden (vgl. § 16 Abs. 1 Nr. 1 c 
VOB/A 2009). Während diese 
Neuregelung aufgrund ihres 
Ausnahmecharakters keine 
großen Auswirkungen haben 
wird, ist die folgende Regelung 
von größerer Bedeutung. Danach können künf-
tig Erklärungen oder Nachweise, die zur Ange-
botsabgabe gefordert worden sind, vom Auf-
traggeber binnen einer Frist von sechs 
Kalendertagen nachverlangt werden. Erst wenn 
der Bieter auch diese Frist verpasst, ist das An-
gebot wegen Unvollständigkeit auszuschließen 
(vgl. § 16 Abs. 1 Nr. 3 VOB/A). Mit dieser Neu-
regelung wird auf die strenge Rechtsprechung 
des BGH reagiert, wonach bisher auch beim 
Fehlen unwesentlicher Erklärungen der Aus-
schluss des Angebotes unausweichlich war. 

Erhöhung der Transparenz
Bewerber und Bieter sind künftig von der Auf-
hebung der Ausschreibung unter Angabe der 
Gründe unverzüglich in Textform zu unterrich-
ten, ohne dies beantragen zu müssen (§ 17 Abs. 
2 VOB/A 2009). Auch die Bieter, deren Ange-
bote ausgeschlossen worden sind und solche, 
deren Angebote nicht in die engere Wahl kom-
men, sollen künftig unverzüglich (und nicht so 
bald wie möglich) unterrichtet werden (vgl. 

§ 19 Abs. 1 VOB/A 2009). Schließlich sind 
nicht berücksichtigten Bewerbern oder Bietern 
nicht nur die Gründe für die Nichtberücksich-
tigung mitzuteilen, sondern auch die Merkmale 
und Vorteile des Angebotes des erfolgreichen 
Bieters sowie dessen Name (vgl. § 19 Abs. 2 
VOB/A 2009). Darüber hinaus haben die Auf-
traggeber fortlaufend auf ihren Internetpor-
talen über beabsichtigte beschränkte Ausschrei-
bungen ab einem Auftragswert von € 25.000,00 
mit konkreten Angaben über Art und Weise des 
Verfahrens zu informieren (§ 19 Abs. 5 VOB/A 
2009). Kommt es zur Zuschlagserteilung, dann 
hat der Auftraggeber auch darüber mit kon-
kreten Einzelangaben auf seinen Internetpor-
talen zu informieren (vgl. § 20 Abs. 3 VOB/A 
2009). Die nicht berücksichtigten Bewerber / 
Bieter sollen dadurch in die Lage versetzt wer-
den, das Vergabeverhalten des Auftraggebers 
nachzuvollziehen und ggf. zumindest sekun-
dären Rechtsschutz einzuholen. Dem dient 

wohl auch die neu geschaffene 
Verpflichtung für Auftraggeber 
unterhalb der Schwellenwerte, 
das Vergabeverfahren zeitnah so 
zu dokumentieren, dass die ein-
zelnen Stufen des Verfahrens, 
die einzelnen Maßnahmen, die 
maßgebenden Feststellungen 
sowie die Begründung der ein-

zelnen Entscheidungen in Textform festgehal-
ten werden (vgl. § 20 Abs. 1 VOB/A 2009). 

Vorläufiges Fazit und Ausblick
Auch wenn der große Wurf nicht gelungen ist, 
werden die Neuregelungen der VOB/A zu grö-
ßerer Wirtschaftlichkeit und Transparenz füh-
ren. Denn künftig erhalten die Bieter eine 
„zweite Chance“, die bei Angebotsabgabe ver-
gessenen Unterlagen/Erklärungen nachzurei-
chen. Dies wird auch die Vergabestellen freuen, 
die aussichtsreiche Angebote nicht mehr aus 
formalen Gründen abweisen müssen. 

Nach dem Willen der Schwarz-Gelben-Ko-
alition soll das Vergaberecht in der nächsten 
Zeit weiter reformiert werden. Gesetztes Ziel 
im Koalitionsvertrag ist es, das Verfahren und 
die Festlegung der Vergaberegelungen insge-
samt zu vereinfachen und transparenter zu ge-
stalten. Darüber hinaus soll auch der Recht-
schutz im Unterschwellenbereich geregelt wer-
den.� 

Fortsetzung von seite 1
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Fachanwaltstitel  
für RA Fiedler
Unserem Kollegen RA Fiedler ist am 
09. Dezember 2009 der Titel eines 
„Fachanwaltes für Bau- und Archi-
tektenrecht“ verliehen worden. Der 
Verleihung geht ein recht aufwen-
diges und langwieriges Prozedere 
voraus. So muss jeder Bewerber zu-
nächst fundierte Baurechtskennt-
nisse nachweisen, was üblicherwei-
se durch die Teilnahme an einem 
Kurs mit einer Gesamtdauer von im-
merhin mindestens 120 Unterrichts-
stunden erfolgt. Der Kurs wird durch 
eine insgesamt 15-stündige schrift-
liche Prüfung abgeschlossen. Zu-
dem muss der Bewerber nachwei-
sen, dass er in den letzten drei 
Jahren mindestens 80 baurechtliche 
Fälle bearbeitet hat.  

Der Fachanwaltstitel dokumentiert, 
was für unsere Kanzlei ohnehin gilt: 
Unsere Rechtsanwälte haben sich 
auf das Bau- und Architektenrecht 
spezialisiert und verfügen insoweit 
über jahrelange, teilweise jahrzehn-
telange Berufserfahrung. Unser Be-
ratungsspektrum deckt das gesamte 
private Baurecht, einschließlich des 
Vergabe- und Architektenrechts ab.

Weitere Kollegen unserer Sozietät 
werden Herrn Fiedler folgen. Derzeit 
absolviert beispielsweise unser Kol-
lege, Rechtsanwalt Konstantin Tra-
kis, den Fachanwaltskurs. 

aus der Kanzlei
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markus Fiedler
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In letzter Zeit häufen sich Fälle, bei denen Er-
werber von Wohnungen oder Häusern vom 

Bauträger nach Fertigstellung der Arbeiten die 
Übergabe sämtlicher Ausführungspläne, mit-
unter auch die Übergabe von Aufheizprotokol-
len, Materialproben, Lieferscheinen etc. verlan-
gen. Nicht selten wird die Bezahlung der letzten 
Kaufpreisrate mit der Begründung verweigert, 
dem Erwerber stünden diese Unterlagen zu, 
weil er anders die Vertragsgerechtheit der Bau-
leistung nicht überprüfen könne. 

Für den Bauträger/Grundstückskäufer stellt 
sich die rechtliche Frage, ob er den Käufer über-
haupt die Übergabe von Plänen und Ausfüh-
rungsunterlagen schuldet, wenn ja, welcher Plä-
ne und Unterlagen und ob er diese Unterlagen 
jedem einzelnen Käufer oder 
nur einmal dem Verwalter aus-
händigen muss. 

Der Meinungsstand hierü-
ber ist strittig. In zwei von drei 
Standardwerken zum Bauträ-
gervertrag wird vertreten, dass 
die Erwerber Anspruch auf die 
Übergabe sämtlicher Planungs-
unterlagen hätten. Im dritten Standardwerk 
wird dies verneint und in der Rechtsprechung 
wird ein Anspruch der Erwerber/Käufer über-
wiegend abgelehnt. Der Bundesgerichtshof hat 
hierüber noch keine Entscheidung getroffen, so 
dass für den Bauträger eine gewisse Rechtsunsi-
cherheit verbleibt. Feststehen aber folgende 
Eckpunkte: 

Wenn man einen Anspruch der Wohnungs-
erwerber/Käufer auf die Übergabe von Unterla-
gen bejaht, dann muss der Bauträger zumindest 
bei Wohnungseigentum die Unterlagen nur 
einmal an den Verwalter übergeben, nicht je-
doch an jeden einzelnen Wohnungskäufer. 

Wenn die Wohnungserwerber ein beson-
deres Interesse an bestimmten Unterlagen dar-
legen können, ist der Bauträger nach der Recht-
sprechung verpflichtet, die betreffenden Unter-
lagen an die Käufer herauszugeben (OLG Mün-
chen, IBR 1992, 51). Diese Ansicht teilen auch 
aktuelle Landgerichtsentscheidungen wie etwa 
LG München, IBR 2007, 323 und LG Krefeld, 
IBR 2009, 276). Wenn also die Heizungsanlage 

nicht richtig funktioniert oder die Wohnungs-
eigentümergemeinschaft konkrete Umbaumaß-
nahmen vornehmen will, ist der Bauträger/Ver-
käufer in jedem Falle verpflichtet, in seinem Be-
sitz befindliche Unterlagen zu übergeben. Eine 
allgemeine Verpflichtung zur Aushändigung 
von Unterlagen wird nur vereinzelt in der bau-
rechtlichen Literatur bejaht, findet aber in der 
Rechtsprechung keine Unterstützung. Ledig-
lich bei komplexen Produktionsanlagen ist un-
strittig, dass eine technische Dokumentation 
zur Leistung dazugehört (BGH, IBR 1994, 91). 
Ob die Erwerber Nachweise über die Betongü-
te, Feuchtigkeitsmessungen des Estrichs, Prüf-
protokolle des Elektrikers und Prüfzeugnisse 
für Baustoffe verlangen können, wurde in 

Rechtsprechung und Literatur 
bisher kaum diskutiert. Wenn 
das Bauamt Zweifel hat, ob Si-
cherheitsglas bei einem Gelän-
der eingebaut wurde, kann der 
Käufer hierüber einen Herstel-
lernachweis verlangen (LG Hei-
delberg, IBR 1992, 364). Auch 
in diesem Bereich gibt es aber 

keine allgemeine Verpflichtung des Verkäufers, 
Unterlagen zu übergeben. Im Ergebnis kann 
sich der Bauträger im Streitfall auf die Recht-
sprechung berufen und erklären, dass er nur an-
lassbezogen bestimmte Unterlagen herausgeben 
muss. Andererseits ist nicht zu verkennen, dass 
die Dokumentation von Bauleistungen einen 
immer größeren Stellenwert einnimmt. Aus 
Sicht der Erwerber/Käufer ist es natürlich sehr 
sinnvoll, dass etwa die Statik des Gebäudes so-
wie Bestandspläne der haustechnischen Gewer-
ke oder zumindest der letzten Stand der Aus-
führungspläne in ihrem Besitz kommt. Ein 
kundenorientierter Bauträger ist daher gut be-
raten, in den Notarverträgen einen Passus auf-
zunehmen, in dem geregelt wird, welche Unter-
lagen nach Fertigstellung der Wohnung/des 
Hauses dem Erwerber bzw. bei Wohnungsei-
gentum der Verwalter der WEG ausgehändigt 
werden. Mit einer klaren vertraglichen Rege-
lung lassen sich Streitigkeiten im Rahmen der 
Übergabe oder der Zahlung der letzten Kauf-
preisrate vermeiden.� 

Muss der Bauträger dem 
Käufer Baupläne aushändigen?

Aktuelles

Regelung 
im Kaufvertrag 

ist dringend 
zu 

empfehlen!

Umzug in neue 
Geschäftsräume
In der anwaltlichen Praxis kommt es 
nicht selten vor, dass gegen Man-
danten Versäumnisurteile oder Voll-
streckungsbescheide ergehen, ohne 
dass der Mandant von dem Rechts-
streit überhaupt Kenntnis hat. In den 
meisten Fällen liegt der Grund darin, 
dass eine früher genutzte Ge-
schäftsadresse aufgegeben wurde, 
sei es, weil die Firma umgezogen ist 
oder aber auch weil es sich um ein 
Baubüro in der Nähe einer Baustelle 
gehandelt hat, was nach Ende der 
Baumaßnahme geschlossen wurde.

Grundsätzlich darf in Geschäftsräu-
men, die nicht mehr genutzt werden, 
auch kein gerichtliches Schriftstück 
zugestellt werden. Allerdings haben 
wir heute nicht mehr den Postbeam-
ten in Dienstuniform, der gerichtliche 
Schriftstücke zustellt. Uns ist eine 
Vielzahl von Fällen bekannt, wo in 
Briefkästen Gerichtspost eingewor-
fen wurde, obwohl der Briefträger an 
sich hätte erkennen können, dass 
der Briefkasten schon längere Zeit 
nicht geleert wurde und möglicher-
weise dort gar kein Geschäftslokal 
mehr existiert. 

Viele Mandanten meinen, durch ei-
nen Postnachsendeauftrag sei das 
Problem gelöst. Hier befinden sie 
sich im Irrtum, denn die meisten Ge-
richte und auch viele Behörden be-
nutzen inzwischen die privaten Zu-
stelldienste zur Zustellung ihrer 
Schriftstücke. Diese bekommen von 
dem Nachsendeauftrag keine Kennt-
nis und werfen deshalb weiterhin 
Post in den Briefkasten. Nach der 
Rechtsprechung des Bundesge-
richtshofes (Urteil vom 22.10.2009) 
ist es erforderlich, dass derjenige, 
der ein Geschäftslokal aufgibt, die 
Namensschilder am Briefkasten ent-
fernt oder alternativ durch ein Hin-
weisschild die neue Adresse ange-
geben wird.

Aktuelles



Zum 01.10.2009 ist die Energiesparverord-
nung 2009 in Kraft getreten. Die neuen 

technischen Anforderungen dürften bei den 
Bauunternehmen inzwischen bekannt sein. Al-
lerdings gibt es auch aus juristischer Sicht einige 
Punkte, die unbedingt zu beachten sind. 

Von besonderer Bedeutung für Bauunter-
nehmen ist die Verschärfung der sogenannten 
bedingten Nachrüstungsverpflichtungen ge-
mäß § 9 EnEV. Bereits nach der EnEV 2007 
war es so, dass bei Arbeiten an mehr als 30 % 
einer Fassade die gesamte Fassade nach den An-
forderungen der EnEV zu dämmen war. Diese 
Grenze ist nunmehr auf 10 % herabgesetzt wor-
den. Das bedeutet, dass es zukünftig kaum 
noch sogenannte „Bagetellreparaturen“ gibt, 
bei denen keine Nachrüstungsverpflichtung be-
steht. 

Diese Änderungen haben 
nicht nur für den Auftraggeber 
Bedeutung, sondern auch für 
Auftragnehmer und Planer. Bis-
lang war es so, dass bei einem 
Verstoß gegen die EnEV nur ge-
gen den Gebäudeeigentümer 
ein Bußgeld seitens der Behör-
den verhängt werden konnte. 
Nunmehr sind die Bußgeldtatbestände auch 
auf Planer und Bauunternehmen ausgedehnt 
worden. Nimmt ein Bauunternehmer also ei-
nen Auftrag für Reparaturen an mehr als 10 % 
einer Fassade an und wird dort keine Wärme-
dämmung nachträglich angebracht, kann gegen 
den Bauunternehmer ein Bußgeld bis zu 
€ 50.000,00 verhängt werden. Eine Verjäh-
rung von Verstößen tritt nach drei Jahren ein.

Ein weiteres Haftungsrisiko für den Bauun-
ternehmer besteht darin, dass dieser zukünftig 
eine sogenannte „Unternehmererklärung“ ge-
mäß § 26 a EnEV dem Auftraggeber gegenüber 
abgeben muss, mit der der Bauunternehmer be-
stätigt, dass die Anforderungen der EnEV 2009 
eingehalten worden sind. Bezüglich dieser Un-
ternehmererklärung stellen sich gleich mehrere 
juristische Probleme:

Zum einen kann eine falsche Unternehmer-
erklärung ebenfalls mit einem Bußgeld geahn-
det werden. Den Ausweg, in diesen Fällen gar 
keine Unternehmererklärung abzugeben, hat 

der Gesetzgeber ebenfalls berücksichtigt. Auch 
für den Fall, dass keine Unternehmererklärung 
abgegeben wird, kann ein Bußgeld ausgespro-
chen werden. 

Da bei Reparaturen oder kleineren Sanie-
rungsmaßnahmen häufig keine Planung vom 
Auftraggeber erstellt wird, muss der Unterneh-
mer selbst beurteilen, ob das, was beauftragt 
und gebaut worden ist, tatsächlich den Vorga-
ben der EnEV 2009 entspricht. Entweder der 
Bauunternehmer eignet sich das erforderliche 
Wissen selbst an oder arbeitet – sinnvollerweise 
bereits bei Angebotsabgabe – mit einem Archi-
tekten- oder Ingenieurbüro zusammen, um die 
Einhaltung der Anforderungen sicherzustellen. 

Dies ist auch deshalb notwendig, weil ein 
Verstoß gegen die Vorschriften der EnEV 
gleichzeitig einen Mangel im Sinne des Werk-

vertragsrechtes bedeutet, der 
den Auftraggeber berechtigt, die 
Zahlung der Vergütung zu ver-
weigern. Zwar stellt die EnEV 
2009 selbst keine allgemein an-
erkannte Regel der Technik dar, 
aber da ein Verstoß gegen die 
Anforderungen mit einem Buß-
geld geahndet werden kann, ist 

die Leistung mangelhaft, auch wenn sie anson-
sten den vertraglichen Vereinbarungen ent-
spricht (OLG Brandenburg, IBR 2008, 724). 

Der Bauunternehmer kann sich hiergegen 
nur schützen, wenn er entweder wie oben vor-
geschlagen mit einem Architekten- oder Ingeni-
eurbüro zusammenarbeitet und sich von dort 
die Einhaltung der Anforderungen bestätigen 
lässt oder bei Zweifeln hierüber mit dem Auf-
traggeber eine Haftungsfreistellungsvereinba-
rung abschließt. Diese bewahrt zwar nicht vor 
einem möglichen Bußgeld, aber sorgt zumin-
dest dafür, dass sich der Auftraggeber zivilrecht-
lich nicht auf eine Mangelhaftigkeit der Werk
leistung berufen kann. Ein Muster für eine 
solche Haftungsfreistellungsvereinbarung kön-
nen Sie in Kürze von unserer Internetseite  
www.bauleiterschulung.de herunterladen. Am 
21.01.2010 findet zu der Thematik ein Vortrag 
bei der FG-Bau statt (siehe Seite 7).� 

EnEV 2009: Risiken aus 
Auftragnehmersicht
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Neue 
Bußgeld

vorschriften für 
Arbeitnehmer

beachten!

Umfrage zum Re
formbedarf VOB/B 
Bekanntlich haben wir mit unserem 
letzten Newsletter eine Umfrage 
zum Reformstau bei der VOB/B ein-
geleitet. Denn im Gegensatz zur 
VOB/A (siehe Beitrag auf der 1. Sei-
te) hat die VOB/B im Jahr 2009 kei-
ne Überarbeitung erfahren. Dies ist 
bedauerlich, weil nicht nur aus un-
serer Sicht ein erheblicher Reform-
bedarf besteht. 

Dies ergibt sich auch aus den zwi-
schenzeitlich bei uns eingereichten 
Fragebögen. Aus den Antworten so-
wohl der Baubetriebe als auch der 
Auftraggeber lässt sich erkennen, 
dass Veränderungen der VOB/B ge-
wünscht werden. Allerdings gehen 
die Änderungswünsche in entgegen-
gesetzte Richtungen, was so auch 
zu erwarten war. Überraschend ist 
allerdings, dass Baubetriebe bei-
spielsweise mit großer Mehrheit an 
den Regelungen über die fiktive Ab-
nahme festhalten wollen, obwohl di-
ese praktisch in jedem Bauvertrag 
vom Auftraggeber ausgeschlossen 
werden, also in der Realität keine 
Bedeutung besitzen. Umgekehrt be-
harrt die Auftraggeberseite auf den 
Regelungen zur Schlusszahlungsfal-
le, obwohl auch diese Regelung 
kaum praktische Bedeutung hat, 
weil die VOB/B in der Regel nicht 
unverändert vereinbart wird und die 
Schlusszahlungsfalle somit unwirk-
sam ist. Hier wäre aus unserer Sicht 
mehr Realismus bei allen Beteiligten 
gefragt, um am Ende zu Reformvor-
schlägen zu kommen, die sich nicht 
als „fauler Kompromiss“, sondern 
als sinnvolle Weiterentwicklung der 
VOB/B darstellen. 

Allen Einsendern von ausgefüllten 
Fragebögen dürfen wir bereits jetzt 
danken. Die Aktion ist noch nicht ab-
geschlossen. Wir haben daher die-
sem Newsletter noch einmal un-
seren Fragebogen beigefügt und 
dürfen um baldige Ausfüllung und 
Rücksendung bitten.

aktuelles
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Eine Ausschreibung darf nicht wegen un-
wirtschaftlichen Ergebnisses aufgeho-
ben werden, wenn dies von der Vergabe-
stelle nicht aufgrund vor Einleitung des 
Vergabeverfahrens erfolgter Ermittlung 
des Marktpreises bewiesen werden kann. 
Von der Aufgabe des Beschaffungsvor-
habens kann keine Rede sein, wenn die 
Vergabestelle beabsichtigt, die Leis
tungen nach Ablauf eines Jahres erneut 
auszuschreiben und Teile der Leistungen 
in der Zwischenzeit freihändig vergibt. 
� VK Rheinland-Pfalz,  
� Beschluss vom 13.08.2009 

In einem Vergabeverfahren nach VOL/A teilt 
die Vergabestelle den Bietern nach Eingang der 
Angebote mit, dass die Ausschreibung aufgrund 
unwirtschaftlichen Ergebnisses aufgehoben 
wird. Es geht um die Miete von Radladern ein-
schließlich Serviceleistungen, was nach dem er-
kennbaren Willen der Vergabe-
stelle erst wieder in einem Jahr 
zur Ausschreibung gelangen 
soll. In der Zwischenzeit will die 
Vergabestelle die ausgelaufenen 
Nutzungsverträge einfach ver-
längern.

Die Entscheidung der  
Vergabekammer
Die Vergabekammer hält die Aufhebung des 
Verfahrens für vergaberechtswidrig. Zum einen 
habe die Vergabestelle die Beschaffungsabsicht 
nicht aufgegeben, weil sie eine neuerliche Aus-
schreibung – wenn auch erst in einem Jahr – be-
absichtige. Die zwischenzeitliche Verlängerung 
der bisherigen Nutzungsverhältnisse käme ei-
ner freien Vergabe gleich. Insbesondere aber ha-
be die Vergabestelle die angebliche Unwirt-
schaftlichkeit der abgegebenen Angebote nicht 
beweisen können. Hierzu hätte die Vergabestel-
le darlegen müssen, dass eine erhebliche Abwei-
chung der Angebotspreise von den Marktprei-
sen vorliegt. Hierzu hätte vor Einleitung des 
Vergabeverfahrens eine ordnungsgemäße Ko-
stenschätzung stattfinden müssen, gegebenen-
falls mit Unterstützung Dritter. 

Es reicht jedenfalls nicht aus, wenn die Ver-
gabestelle einen Kostenvergleich mit der alter-
nativen Eigenbesorgung durch Weiternutzung 
der bisherigen Fahrzeuge anstellt, weil dies mit  
den Leistungen gemäß Ausschreibung nicht 
vergleichbar sei. An einer Kostenschätzung hat 
es eindeutig gefehlt. Die Bieter müssen jedoch 
darauf vertrauen können, dass die Vergabestelle 
im Vorfeld eines Verfahrens sämtliche Umstän-
de (und das heißt auch die voraussichtlichen 
Kosten) mit der erforderlichen Sorgfalt ermit-
telt.

Hinweis für die Praxis
Es stellt für die Bieter ein besonderes Ärgernis 
dar, wenn sie Zeit und Kraft in die Abgabe eines 
Angebotes investiert haben und dann erfahren 
müssen, dass die Ausschreibung wegen angeb-
licher Unwirtschaftlichkeit aufgehoben wird. 
Es ist daher zu begrüßen, wenn die Vergabe-
kammer im vorliegenden Fall deutlich macht, 

dass auch die Vergabestellen 
Zeit und Kraft in die Vorberei-
tung ihrer Ausschreibungen in-
vestieren müssen. Fehlt es an ei-
ner ordnungsgemäßen 
Kostenschätzung und nimmt 
die Vergabestelle vom Beschaf-
fungsvorhaben nicht endgültig 
Abstand, dann darf die Aus-

schreibung nicht wegen angeblicher Unwirt-
schaftlichkeit aufgehoben werden. 

Leider stellt sich für den Bieter in der Regel 
erst nach Einleitung eines Vergabenachprü-
fungsverfahrens heraus, ob die Aufhebung auf 
einer ordnungsgemäß durchgeführten und im 
Vergabevermerk hinterlegten Kostenschätzung 
beruht oder nicht. Insofern sollte die Vergabe-
stelle durch den rügenden Bieter zunächst kon-
kret auf das mögliche Fehlen von Vergleichs-
grundlagen angesprochen werden. Ist der 
Stellungnahme anzusehen, dass es hier an der 
entsprechenden Vorbereitung gemangelt hat, 
dann stehen die Chancen für einen Nachprü-
fungsantrag gut. � 

Aufhebung einer Ausschreibung 
wegen Unwirtschaftlichkeit  

Die wichtigsten Entscheidungen des letzten Quartals

Beweislast für 
die Unwirtschaft-
lichkeit liegt bei 
der Vergabe-

stelle

Losvergabe und 
Mittelstandsschutz
Wir hatten im letzten Newsletter 
(Nr. 3/2009) Entscheidungen zur Los-
vergabe kommentiert. Nunmehr liegt 
eine Entscheidung der VK Arnsberg 
vor, die ausdrücklich auf den neuen  
§ 97 Abs. 3 GWB Bezug nimmt, wo-
nach mittelständische Interessen bei 
der Vergabe öffentlicher Aufträge vor-
nehmlich zu berücksichtigen sind. In 
dem zu entscheidenden Fall wollte 
ein öffentlicher Auftraggeber sämt-
liche Strecken-, Brücken- und Lärm-
schutzarbeiten zum sechsstreifigen 
Ausbau eines Autobahnabschnittes 
in einem Mischlos vergeben. Dies 
wurde von einer Firma, die sich auf 
den Bau von Lärmschutzwänden 
spezialisiert hatte, als unzulässig, 
weil mittelstandsfeindlich, gerügt. 

Die Vergabekammer entschied, dass 
der Bau von Lärmschutzanlagen als 
eigenständiges Fachlos hätte ausge-
schreiben werden müssen. Die vom 
Auftraggeber geplante Abweichung 
vom Gebot der Fachlosvergabe sei 
im Vergabevermerk nicht hinreichend 
begründet gewesen. Der vom AG be-
hauptete erhöhte Koordinierungsauf-
wand reiche als Begründung für die 
„bequemere“ Lösung einer Gesamt-
vergabe nicht aus. Damit würde der 
in § 97 Abs. 3 GWB gestärkte Mittel-
standsschutz ad absurdum geführt. 

Trotz dieser Entscheidung wird die 
Vergabe von Mischlosen weiterhin 
möglich sein, wenn dies vom Auftrag-
geber hinreichend nachvollziehbar 
begründet ist. Dies ist etwa der Fall, 
wenn ernsthafte wirtschaftliche und 
auch technische Gründe (z. B. Feh-
leranfälligkeit, starke Verzögerung, 
unwirtschaftliche Zersplitterung etc.) 
gegen eine Fachlosvergabe spre-
chen. Der Vergabestelle steht inso-
fern ein Beurteilungsspielraum zu.  
Allerdings ist dem Auftraggeber aus 
Gründen der Transparenz anzuraten, 
die Begründung für eine Mischlosver-
gabe im Vergabevermerk sorgfältig 
zu dokumentieren.

Update



1. Wird in einem Vergabeverfahren der 
Zuschlag nach Verlängerung der Binde-
fristen später erteilt, als in der Ausschrei-
bung vorgesehen, entsteht kein Mehrver-
gütungsanspruch nach § 2 Nr. 5 VOB/B, 
wenn die Ausführungsfristen unverän-
dert bleiben. 
2. Ein Mehrvergütungsanspruch kann 
dem der Bindefristverlängerung zustim-
menden Auftragnehmer wegen einer ver-
zögerten Vergabe grundsätzlich nur er-
wachsen, wenn dies eine Änderung der 
Leistungspflichten zur Folge hat. 
3. Maßgeblich für die in Anlehnung an 
die Grundsätze des § 2 Nr. 5 VOB/B zu 
ermittelnde Höhe des Mehrvergütungs-
anspruchs sind grundsätz-
lich nur diejenigen Mehrko-
sten, die ursächlich auf die 
Verschiebung der Bauzeit 
zurückzuführen sind.  
� BGH, Urteile vom 10.09.2009  
� (VII ZR 82/06 und VII ZR 152/08)

Der BGH hat in mehreren 
Entscheidungen vom 10.09.2009 seine 

Rechtsprechung zu Nachtragsansprüchen bei 
verzögerter Auftragsvergabe konkretisiert. Im 
ersten Fall hatte sich zwar die Zuschlagsertei-
lung aufgrund eines Nachprüfungsverfahrens 
verzögert, der für den Baubeginn vorgesehene 
Termin konnte aber dennoch eingehalten wer-
den. Der beauftragte Bieter verlangte später 
Mehrkosten wegen gestiegener Strompreise, da 
sein Stromversorger die günstigen Preise, mit 
denen er kalkuliert hatte, nur bis zu einem Zeit-
punkt innerhalb der verlängerten Bindefrist 
aufrecht erhalten hatte. In dem zweiten Fall 
machte der beauftragte Bieter Mehrkosten für 
Baustoffe, Material und Nachunternehmerlei-
stungen geltend, weil sich die Ausführungsfrist, 
die zwölf Tage nach Zuschlagserteilung begin-
nen sollte, um 2,5 Monate verschoben hatte.

Die GerichtsEntscheidungen
Der BGH stellt im ersten Fall klar, dass ein 
Mehrvergütungsanspruch dann nicht besteht, 
wenn sich an der vorgesehenen Ausführungs-

frist nichts geändert hat. Zwar müsse der Bieter 
Verlängerungen der Bindefrist nicht einkalku-
lieren. Er müsse jedoch die von ihm erbetene 
Bindefristverlängerung verweigern, wenn er sei-
ne kalkulierten Preise nicht halten könne. In-
wieweit die Aufforderung zur Bindefristverlän-
gerung vergaberechtswidrig sein könnte, ließ 
der BGH ausdrücklich offen.

In der anderen Entscheidung wird dem be-
auftragten Bieter ein Mehrvergütungsanspruch 
zugestanden. Denn die „variable“ Beginnklau-
sel (zwölf Werktage nach Zuschlag) könne vom 
Bieter nur auf den ausgeschriebenen Zuschlag-
stermin bezogen verstanden werden. Was die 
Höhe des Anspruchs angeht, so sind nach der 
Entscheidung des BGH nur die Mehrkosten zu 

berücksichtigen, die ursächlich 
auf die Bauzeitverschiebung zu-
rückzuführen sind. Es wird also 
(ähnlich wie beim Schadener-
satz) auf die Differenz zwischen 
den tatsächlichen Kosten auf-
grund der verschobenen Aus-
führungszeit und den hypothe-
tischen Kosten nach der 

ursprünglich ausgeschriebenen Bauzeit abge-
stellt. Hinsichtlich Letzterer komme es nicht 
notwendigerweise auf die in der Angebotskal-
kulation angesetzten Beschaffungskosten an. 

Hinweis für die Praxis
Auch wenn der BGH in den Entscheidungen 
für weitere Klarheit gesorgt hat, ergibt sich zu 
seiner vorangegangenen Grundsatzentschei-
dung (Urteil vom 11.05.2009, Newsletter Nr. 3) 
insofern ein Widerspruch, als ein Teil der Ri-
siken (Kalkulationsrisiko) bei Verzögerungen 
im Vergabeablauf beim Bieter belassen wird. 
Dies bedeutet, dass sich Bieter für die von ihnen 
angebotenen Preise künftig längere Bindungs-
fristen bei ihren Lieferanten und Nachunter-
nehmern ausbedingen müssen. Sollte die Verzö-
gerung eines Vergabeverfahrens eindeutig vom 
Auftraggeber zu vertreten sein, könnte zusätz-
lich erwogen werden, die Aufforderung zur 
Bindefristverlängerung als vergaberechtswidrig 
zu rügen.� 

Nachtragsansprüche bei 
verzögerter Auftragsvergabe

Die wichtigsten Entscheidungen des letzten Quartals

Ansprüche 
nur bei 

Änderung der 
Ausführungs-

fristen
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Sind in einem der Ausschreibung beilie-
genden Bodengutachten bestimmte Bo-
denverhältnisse beschrieben, werden di-
ese regelmäßig zum Leistungsinhalt 
erhoben, wenn sie für die Leistung des 
Auftragnehmers und damit auch die Kal-
kulation seines Preises erheblich sind. 
Ordnet der Auftraggeber die Leistung für 
tatsächlich davon abweichende Boden-
verhältnisse an, liegt darin eine Ände-
rung des Bauentwurfs, die zu einem An-
spruch auf eine veränderte Vergütung 
gemäß § 2 Nr. 5 VOB/B führen kann.  
� BGH, Urteil vom 20.08.2009 – VII ZR 205/07

Es geht um den Neubau einer Großschleuse 
im Verlauf eines Kanals. Die beauftragte 

Leistung besteht in der Herstellung der erfor-
derlichen Baugrube mit Unterwasserbetonsoh-
le und rückverankerten Schlitzwänden. Der 
Ausschreibung liegen mehrere Baugrundgut-
achten bei. Während der Aus-
führung treten massive Pro-
bleme mit dem Baugrund auf, 
weil dieser unter anderem we-
sentlich dichter gelagert ist als in 
den Baugrundgutachten be-
schrieben. Der Bauherr lehnt 
Mehrvergütungsansprüche, 
auch wegen Überschreitung der 
Bauzeit, ab und meint, das Baugrundgutachten 
sei nicht Vertragsbestandteil geworden; im Üb-
rigen habe er die zusätzlichen und geänderten 
Leistungen nicht angeordnet.

Die Entscheidung des gerichts
Der BGH stellt in einer Grundsatzentschei-
dung zunächst klar, dass die Bodenverhältnisse, 
die in einem der Ausschreibung beiliegenden 
Baugrundgutachten dargestellt werden, dann 
die vertraglich geschuldete Leistung beschrei-
ben, wenn die Bodenverhältnisse für die Lei-
stung des Auftragnehmers und damit auch für 
die Kalkulation seiner Preise erheblich sind. In 
einem solchen Fall ist regelmäßig davon auszu-
gehen, dass die beschriebenen Bodenverhält-
nisse zum Leistungsinhalt erhoben werden. Das 
gilt prinzipiell auch bei einem funktionalen An-

gebot. 
Darüber hinaus stellt der BGH klar, dass die 

Anordnung des Auftraggebers, die Leistung 
trotz der veränderten Umstände zu erbringen, 
eine Änderung des Bauentwurfs i. S. d. § 1 Nr. 
3 VOB/B bedeutet, mit der Folge, dass ein neu-
er Preis nach Maßgabe des § 2 Nr. 5 VOB/B zu 
bilden ist. Einer ausdrücklichen Anordnung des 
Auftraggebers bedarf es hierfür nicht.

Hinweis für die Praxis
Das Urteil macht erneut deutlich, dass der Bau-
grund ein Stoff ist, für dessen Beschaffenheit 
der Auftraggeber grundsätzlich einzustehen 
hat. Das gilt insbesondere dann, wenn der Bau-
grund in einem Bodengutachten beschrieben 
wird. 

Der BGH hat es darüber hinaus als still-
schweigende Anordnung angesehen, dass der 
Auftraggeber den Auftragnehmer in Kenntnis 
der veränderten Umstände hat weiterarbeiten 

lassen. Auftragnehmern kann 
dennoch nur geraten werden, 
vom Vertrag abweichende Um-
stände und die daraus resultie-
renden Mehrkosten in einem 
Nachtragsangebot prüfbar gel-
tend zu machen und zu dessen 
Beauftragung – jedenfalls dem 
Grunde nach – aufzufordern, 

und zwar vor Ausführung der geänderten oder 
zusätzlichen Leistungen. Falls die Auswir-
kungen auf die Ausführungsfristen zum Zeit-
punkt der Erstellung des Nachtragsangebotes 
noch nicht absehbar sind, muss ein entspre-
chender Vorbehalt erfolgen, falls der Auftrag-
nehmer weitere Ansprüche wegen Bauzeitver-
längerung geltend machen will. Ansonsten ist 
der denkbare Einwand des Auftraggebers, er sei 
davon ausgegangen, dass in dem Nachtragsan-
gebot auch die zeitabhängigen Kosten berück-
sichtigt worden sind, möglicherweise berech-
tigt. Lehnt der Auftraggeber die Bezahlung der 
Mehrkosten endgültig und ernsthaft ab, hat der 
Auftragnehmer ein Leistungsverweigerungs-
recht (OLG Brandenburg, Urteil vom 
23.04.2009 – 12 U 111/04 und BGH, Urteil 
vom 13.03.2008 – VII ZR 194/06).� 

Mehrvergütung wegen abwei
chender Bodenverhältnisse

Die wichtigsten Entscheidungen des letzten Quartals Termine

Baugrundrisiko 
trifft 

regelmäßig 
den 

Auftraggeber

Wir dürfen nachfolgend auf  

Veranstaltungen hinweisen, bei denen 

Rechtsanwälte und Steuerberater un-

serer Kanzlei als Referenten auftreten:

Die EnEV 2009
Referent: RA Hendrik Bach

Termin/Ort: 21.01.2010, Berlin

                     18.02.2010, Schwerin

Anmeldung: BFW der FG Bau, 

Tel.: 030 72389723

Vergaberechtsreform
Referent: RA Dr. Ulrich Dieckert

Termin/Ort: 28.01.2010, München

Anmeldung: WEKA-Seminare

Tel. 08233 234001

Architektenhaftung
Referent: RA Bernd Kimmich

Termin/Ort: 04.02.2010, Berlin

                     18.02.2010, Hannover

                     23.02.2010, Leipzig

Anmeldung: Wienerberger  

Mauerwerkstage, Tel. 0511 610700

Tipps und Tricks für Auftragnehmer
Referent: RA Markus Fiedler

Termin/Ort: 12.02.2010, Berlin

                     19.02.2010, München

Anmeldung: WEKA-Seminare

Tel. 08233 234001

Haftung bei Planung und Errichtung 
sicherheitstechnischer Anlagen
Referent: RA Dr. Ulrich Dieckert

Termin/Ort: 02.03.2010, Großbeeren 

Anmeldung: Burgenkönig Video GmbH

Tel. 033701 90610

Rechtsgrundlagen der  
Videoüberwachung
Referent: RA Dr. Ulrich Dieckert

Termin/Ort: 04.03.2010, Fulda

Anmeldung: BHE-Akademie-GmbH 

Tel. 06386 921421

Nachträge nach VOB
Referent: RA Markus Fiedler

Termin/Ort: 12.03.2010, Hannover

Anmeldung: WEKA-Seminare

Tel. 08233 234001



Bekanntlich eignen sich die Wintermonate für die 
innerbetriebliche Weiterbildung. Wir nehmen 

dies zum Anlass, Sie auf unser baurechtliches Seminar-
programm im 1. Quartal 2010 hinzuweisen. Das An-
gebot ist wie immer breit gefächert; vom Geschäfts-
führer bis zum technischen und kaufmännischen Per-
sonal werden alle wesentlichen Mitarbeitergruppen 
angesprochen. Neben Spezialveranstaltungen (z. B. 
Vergaberechtsreform, Nachtrags-, Mängel- und Be-
hinderungsmanagement) bieten wir wieder unsere 
VOB/B-Schulungen an, in denen wir die VOB/B ziel-
gruppenorientiert (Bauleiter, Poliere, Baukaufleute) 
und praxisnah aufbereiten. Nähere Einzelheiten zu 
den angebotenen Schulungen entnehmen Sie bitte un-
serer Internetseite www.bauleiterschulung.de. 

Alle diese Seminare können Sie auch als Inhouse-
Schulung bei uns buchen. Dies bietet sich bei mehr als 
acht Teilnehmern an, gerne auch gemeinschaftlich mit 
anderen Baubetrieben. Organisatorische Einzelheiten 
und Konditionen stimmen Sie bitte  direkt mit den 
Referenten ab. Für die Anmeldung zu den Seminaren 
nutzen Sie bitte das beigefügte Anmelde-Rückfax 
oder nutzen Sie unsere Internetseite www.bauleiter-
schulung.de. Für inhaltliche Rückfragen stehen Ih-
nen die jeweiligen Referenten in unserem Berliner 
Büro gern zur Verfügung.  �

Mangelbegriff, Prüfungs- und Bedenkenhinweis-
pflicht, Beweissicherung und gesamtschuldne-
rische Haftung zwischen Auftragnehmer und Ar-
chitekten bzw. Ingenieuren 

Datum: 26.01.2010       Dauer: 1 Tag

Adressatenkreis: Bau- und Projektleiter, Poliere, 

bauleitende Architekten

Referent: Markus Fiedler

Seminarunterlagen: Skript, Musterbriefe

Konditionen: € 220,00 zzgl. USt

Mängelmanagement
Mangelbegriff, Prüfungs- und Bedenkenhinweis-
pflicht, Beweissicherung und gesamtschuldne-
rische Haftung zwischen Auftragnehmer und Ar-
chitekten bzw. Ingenieuren 

Datum: 26.01.2010       Dauer: 1 Tag

Adressatenkreis: Bau- und Projektleiter, Poliere, 

bauleitende Architekten

Referent: Markus Fiedler

Seminarunterlagen: Skript, Musterbriefe

Konditionen: € 220,00 zzgl. USt

Mängelmanagement

WRD-Schulungen im 1. Quartal 2010
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Verzug des Auftragnehmers mit der Leistung 
oder Behinderung aus dem Verantwortungsbe-
reich des Auftraggebers, Ansprüche in zeitlicher 
und finanzieller Hinsicht, Dokumentations-
pflichten und Voraussetzungen von Beschleuni-
gungsmaßnahmen

Datum: 16.02.2010       Dauer: 1 Tag

Adressatenkreis: Geschäftsführer, Projekt- und 

Bauleiter, Poliere, kaufmännische Mitarbeiter

Referent: Bernd Kimmich

Seminarunterlagen: Skript, Musterbriefe

Konditionen: € 220,00 zzgl. USt

Behinderungsmanagement 

www.bauleiterschulung.de

Basiswissen für den Bauablauf: Nachträge, 
Abnahme, Mängel, Stundenlohnarbeiten

Datum: 10.02.2010       Dauer: 1 Tag

Adressatenkreis: Poliere und Vorarbeiter

Referent: Markus Fiedler

Seminarunterlagen: Buch „VOB für Bauleiter“

Konditionen: € 220,00 zzgl. USt

VOB/B für Poliere

Nachträge und Preisanpassungsvorschriften 
beim Einheits-, Detail- und Globalpauschal-
preisvertrag, prüfbare Abrechnung von Nach-
tragsforderungen

Datum: 11.02.2010       Dauer: 1 Tag

Teilnehmer: 10 – 20 Personen

Adressatenkreis: Geschäftsführer, Bau- und Pro-

jektleiter, kaufmännische Mitarbeiter aus dem Be-

reich Angebotsbearbeitung und Kalkulation

Referent: Bernd Kimmich

Seminarunterlagen: Skript, Musterbriefe

Konditionen: € 220,00 zzgl. USt

Nachtragsmanagement

Die wichtigsten Neuregelungen der VOB/A-2009 
und des modernisierten GWB, Auswirkungen auf 
die künftige Vergabepraxis, aktuelle Rechtspre-
chung, Ausblick auf weitere Änderungen

Datum: 17.02.2010       Dauer: 1 Tag

Adressatenkreis: Geschäftsführung, Baukaufleute, 

Mitarbeiter aus Vertrieb und Angebotsbearbeitung

Referent: Dr. Ulrich Dieckert

Seminarunterlagen: Skript, Rechtsprechungsübersicht

Konditionen: € 220,00 zzgl. USt

Spezialseminar Vergaberechtsreform 

„Wer schreibt, der bleibt!“ Formulierungshilfen 
für die wichtigsten Problemfälle im Bauablauf

Datum: 25.02.2010       Dauer: 1 Tag

Adressatenkreis: Geschäftsführer, Projekt- und 

Bauleiter, Baukaufleute

Referent: Markus Fiedler

Seminarunterlagen: Skript, Musterschreiben

Konditionen: € 220,00 zzgl. USt

Sicherheit beim VOB/B-Schriftverkehr

Die VOB/B an einem Tag (Vergütung und Nach-
träge; Ausführungsfristen und Behinderungen; 
Abnahme und Mängel; Stundenlohnarbeiten; Ab-
rechnung; Sicherung der Werklohnforderung)

Datum: 04.03.2010       Dauer: 1 Tag

Adressatenkreis: Bau- und Projektleiter, 

Geschäftsführer, Baukaufleute

Referent: Markus Fiedler

Seminarunterlagen: Buch „VOB für Bauleiter“

Konditionen: € 220,00 zzgl. USt

VOB/B Kompakt

Rechtssicherheit bei der kaufmännischen 
Abwicklung von Bauvorhaben (Nachträge, Ab-
rechung und Zahlung, Sicherheiten)

Datum: 11.03.2010       Dauer: 1 Tag

Adressatenkreis: Geschäftsführer, Baukaufleute

Referent: Markus Fiedler

Seminarunterlagen: Buch „VOB für Bauleiter“

Konditionen: € 220,00 zzgl. USt

VOB/B für Kaufleute

Basiswissen für die Handhabung 
baurechtlicher Probleme 
(die gesamte VOB/B an zwei Tagen)

Datum: 14./15.04.2010       Dauer: 2 Tage

Adressatenkreis: Geschäftsführer, Projektleiter und 

Bauleiter, kaufmännische Angestellte

Referenten: Bernd Kimmich, Markus Fiedler

Seminarunterlagen: Buch „VOB für Bauleiter“

Konditionen: € 400,00 zzgl. USt

Bauleiterschulung - VOB/B in der praxis


